Deutscher Bundestag 
4. Wahlperiode 


Drucksache lV/1214 


Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

6 — 68070 — 5499/63 


Bonn, den 30. April 1963 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 

hier: Niederlassungsrecht in der Europäischen Wirt- 
schaftsgemeinschaft 

Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschaftsge- 
meinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vor- 
schlag der Kommission der EWG für 

eine Richtlinie des Rates über die Einzelheiten zur Ver- 
wirklichung der Niederlassungsfreiheit und des freien 
Dienstleistungsverkehrs für selbständige Berufstätigkeiten 
der verarbeitenden Gewerbe der Hauptgruppen 23 — 40 der 
CITI (Industrie und Handwerk) (Artikel 54 und 63), 

eine Richtlinie des Rates über die Einzelheiten der Über- 
gangsmaßnahmen auf dem Gebiet der selbständigen Be- 
rufstätigkeiten der verarbeitenden Gewerbe der Haupt- 
gruppen 23 — 40 der CITI (Industrie und Handwerk), 

eine Richtlinie des Rates über die Einzelheiten zur Ver- 
wirklichung der Niederlassungsfreiheit und des freien 
Dienstleistungsverkehrs für selbständige Berufstätigkeiten 
des Bergbaus und der Gewinnung von Steinen und Erden 
(Hauptgruppen 11 bis 19 CITI) (Artikel 54 Absatz 2 und 
Artikel 63 Absatz 2 des Vertrages). 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der EWG vom 9. April 1963 dem Herrn Präsiden- 
ten des Rates der EWG übermittelt worden. 

Der Rat der EWG wird in Kürze über die Anhörung des Euro- 
päischen Parlaments und des Wirtschafts- und Sozialausschus- 
ses zu diesem Vorschlag beschließen. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat 
ist noch nicht abzusehen. 


Für den Bundeskanzler 

Der Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung 

Blank 


Drude: Bonner Univorsiläts-Buchdrudeerei, 53 Bonn 
Alleinvertrieb; Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfadi 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 
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Vorschlag einer Richtlinie des Rates 
über die Einzelheiten zur Verwirklichung der Niederlassungs- 
freiheit und des freien Dienstleistungsverkehrs für selbständige 
Berufstätigkeiten der verarbeitenden Gewerbe der Hauptgrup- 
pen 23 — 40 der CITI (Industrie und Handwerk) 

(Artikel 54 und 63) 

(Vorlage der Kommission an den Rat) 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
WIRTSCHAFTSGEMEINSCHAFT — 

gestützt auf den Vertrag, insbesondere auf die 
Artikel 54 Absatz 2 und 3 und Artikel 63 Absatz 2 
und 3, 

gestützt auf das Allgemeine Programm für die 
Aufhebung der Beschränkungen der Niederlassungs- 
freiheit, insbesondere dessen Abschnitt IV — A, 

gestützt auf das Allgemeine Programm für 
die Aufhebung der Beschränkungen des freien 
Dienstleistungsverkehrs, insbesondere dessen Ab- 
schnitt V ■ — C, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial- 
ausschusses, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments 
und 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die Allgemeinen Programme sehen die Abschaf- 
fung einer auf der Staatsangehörigkeit beruhenden 
unterschiedlichen Behandlung bei der Niederlas- 
sung und dem Dienstleistungsverkehr in den Be- 
rufstätigkeiten einer großen Zahl von be- und ver- 
arbeitenden Gewerben vor Ablauf des zweiten 
Jahres der zweiten Stufe vor; hierbei wird, wie das 
Programm hervorhebt, hinsichtlich des Liberalisie- 
rungstermins kein Unterschied gemacht, ob ein 
Betrieb industriellen oder handwerklichen Charakter 
hat. Es ist nämlich nicht möglich, die Liberalisierung 
handwerklicher Betriebe etwa zu einem späteren 
Zeitpunkt vorzusehen, weil die juristischen Defini- 
tionen des Handwerks in den einzelnen Ländern zu 
stark voneinander abweichen und Verzerrungen 
dann entstehen könnten, wenn die Liberalisierung 
von Betrieben mit gleichartiger wirtschaftlicher 
Struktur zu verschiedenen Terminen durchgeführt 
würde. Andererseits setzt eine Koordinierung der 
Handwerksrechte eine umfassende Vorarbeit vor- 
aus, die die Verwirklichung der Liberalisierungs- 
maßnahmen nur verzögern würde. 

Die Beseitigung der Ausländerbeschränkungen 
soll jedoch von Übergangsmaßnahmen begleitet 
werden, welche die unterschiedlichen Auswirkungen 


der nationalen Rechtsvorschriften auszugleichen ge- 
eignet sind; hierzu soll eine besondere Richtlinie 
erlassen werden. 

Seit der Annahme der Allgemeinen Programme 
ist ein „Systematisches Verzeichnis der Industrien 
in den Europäischen Gemeinschaften" (NICE) auf- 
gestellt worden. Dieses Verzeichnis, das jeweils auf 
die einzelstaatlichen Verzeichnisse Bezug nimmt, ist 
ebenso wie die CITI (Internationale Systematik der 
Wirtschaftszweige) nach dem Dezimalsystem aufge- 
baut, für die Zwecke der Mitgliedstaaten der Ge- 
meinschaft aber besser geeignet. Infolgedessen sollte 
es für die Einteilung der zu liberalisierenden Tätig- 
keiten benutzt werden, wenn eine Richtlinie zahl- 
reiche Tätigkeiten betrifft, die präzisiert werden 
müssen, um die Durchführung der Richtlinie zu er- 
leichtern, sofern dadurch der in den Allgemeinen 
Programmen festgelegte und sich aus der Annahme 
der CITI ergebende Zeitplan nicht geändert wird. Im 
vorliegenden Fall kann die Annahme der NICE 
diese Wirkung nicht haben. 

Durch andere Richtlinien wird die Liberalisierung 
der in dieser Richtlinie behandelten Berufstätig- 
keiten ergänzt. Besondere Maßnahmen sind vorge- 
sehen zur Herstellung der Niederlassungs- und 
Dienstleistungsfreiheit der Handelsvertreter sowie 
der freien Erbringung von Dienstleistungen durch 
Einschalten von Handelsreisenden, ferner für Groß- 
handel und Berücksichtigung bei öffentlichen Bau- 
arbeiten. 

Im übrigen werden besondere Richtlinien, die im 
allgemeinen auf alle selbständigen Tätigkeiten an- 
wendbar sind, über die Einreise und den Aufenthalt 
der Begünstigten beschlossen werden sowie, soweit 
erforderlich, Richtlinien über die Koordinierung der 
Schutzbestimmungen, die in den Mitgliedstaaten den 
Gesellschaften zum Schutze der Gesellschafter sowie 
Dritter vorgeschrieben sind. 

Daneben werden gewisse Beschränkungen bei der 
Erbringung von Dienstleistungen auf Teilgebieten 
durch besondere Richtlinien beseitigt. Dies gilt etwa 
für den Ortswechsel der für die Erbringung einer 
Leistung verwendeten Werkzeuge, Maschinen, Appa- 
rate und Hilfsmittel, für die Überweisung der zur 
Erbringung der Leistung erforderlichen finanziellen 
Mittel und die Zahlungen für Leistungen, wenn der 
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Dienstleistungsverkehr nur durch Beschränkungen | 
der damit verbundenen Zahlungen begrenzt war. | 

Der freie Dienstleistungsverkehr der in den ge- 
nannten Gewerbezweigen selbständig Tätigen be- 
dingt, sobald damit ein Ortswechsel in das Land des 
Empfängers verbunden ist, die Beseitigung aller Be- 
hinderungen sowohl zugunsten der Leistungserbrin- 
ger selbst wie auch zugunsten ihrer Arbeitnehmer, 
die sie begleiten oder für ihre Rechnung tätig wer- 
den. Diese Arbeitnehmer behalten, jedenfalls wenn 
sie sich nur vorübergehend im Lande des Leistungs- 
empfängers aufhalten, ihre wirtschaftlichen und 
rechtlichen Bindungen mit dem Lande ihres Arbeit- 
gebers; sie können daher schon jetzt von der Ver- 
pflichtung, eine Arbeitserlaubnis zu besitzen, auch 
dort befreit werden, wo eine Arbeitserlaubnis noch 
für unselbständige Arbeitnehmer fortbesteht — 

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die Mitgliedstaaten heben zugunsten der in den 
Abschnitten I der Allgemeinen Programme zur Auf- 
hebung der Beschränkungen der Niederlassungsfrei- 
heit und des freien Dienstleistungsverkehrs auf- 
geführten natürlichen Personen und Gesellschaften 
— im folgenden Begünstigte genannt — ■ alle in 
Abschnitt III der Programme bezeichneten Beschrän- 
kungen für die Aufnahme und Ausübung von in 
Artikel 2 beschriebenen Tätigkeiten auf. 

Artikel 2 

1. Die Vorschriften dieser Richtlinie beziehen sich 
auf die selbständigen Berufstätigkeiten der be- und 
verarbeitenden Gewerbe, die in Anlage I des All- 
gemeinen Programms zur Aufhebung der Beschrän- 
kungen der Niederlassungsfreiheit unter den Klas- 
sen 23 — 40 enthalten sind. 

Diese Tätigkeiten entsprechen denjenigen, die in 
den Klassen 23 — -40 des „Systematischen Verzeich- 
nisses der Industrien in den Europäischen Gemein- 
schaften" (NICE) aufgeführt sind, das den Besonder- 
heiten der Struktur der europäischen verarbeiten- 
den Gewerbe Rechnung trägt; sie sind im Anhang 
dieser Richtlinie wiedergegeben. Die Mitgliedstaaten 
richten sich nach dieser Aufstellung für die Einord- 
nung einzelner Tätigkeiten, außer wenn dies dem 
im Allgemeinen Programm festgelegten Zeitplan 
widerspricht. 

2. Die Betriebe sind ohne Rücksicht auf den indu- 
striellen oder handwerklichen Charakter der von 
ihnen ausgeübten Tätigkeit eingeordnet. 

Artikel 3 

1. Den Allgemeinen Programmen entsprechend er- 
streckt sich die Richtlinie nicht 

a) in der chemischen Industrie, 

— auf die Herstellung von medizinischen und 
pharmazeutischen Erzeugnissen; 


b) im Fahrzeugbau, 

- auf Schiffbau und Schiffsreparatur, 

— auf Herstellung von Eisenbahnfahrzeugen und 
-fahrzeugteilen, 

— auf Luftfahrzeugbau (einschließlich von Mate- 
rial für den Raumflug). 

2. Die Richtlinie findet keine Anwendung auf die 
Vornahme von Sehprüfungen durch Optiker zur 
Herstellung von Brillengläsern. 

Artikel 4 

1. Die Mitgliedstaaten beseitigen insbesondere die 
Beschränkungen, 

a) welche die Begünstigten daran hindern, sich 
unter den gleichen Bedingungen und mit den 
gleichen Rechten wie Inländer im Empfangsland 
niederzulassen oder Dienstleistungen zu erbrin- 
gen; 

b) welche darauf hinauslaufen, daß die Begünstig- 
ten auf Grund einer Verwaltungspraxis eine 
gegenüber Inländern unterschiedliche Behand- 
lung erfahren. 

2. Zu diesen Beschränkungen gehören hauptsäch- 
lich solche, die in den Vorschriften enthalten sind, 
welche eine Niederlassung oder Dienstleistung der 
Begünstigten in folgender Weise verbieten oder be- 
schränken: 

— in der Bundesrepublik Deutschland: durch das 
Erfordernis einer Reisegewerbekarte für das Auf- 
suchen von anderen Personen im Rahmen ihres 
Geschäftsbetriebes (Gewerbeordnung § 55 d in 
der Fassung vom 5. Februar 1960, BGBL I S. 61, 
Berichtigung S. 92, Verordnung vom 30. Novem- 
ber 1960, BGBl. I S. 871); 

— durch das Erfordernis einer besonderen Geneh- 
migung für den Gewerbebetrieb im Inland durch 
ausländische juristische Personen (§ 12 Gewerbe- 
ordnung und § 292 Aktiengesetz) ; 

— in Belgien: durch das Erfordernis einer carte pro- 
fessionelle (A.R. vom 16. 11. 1939, M.B. 27. und 
28. 11. 1939, A.R. 17. 12. 1945, A.Min. 17. 12. 1945, 
M.B. 19. 12. 1945, A.Min. 11. 3. 1954, M.B. 2., 3. 
und 4. 5. 1954); 

— in Frankreich: durch das Erfordernis einer carte 
speciale d'etranger (D.L. 12. 11. 1938, J.O. 13. 11. 
1940, L. 8. 10. 1940 — J.O. 13. 11. 1940). 

— ■ in Italien: durch ein zusätzliches Erfordernis 
eines konsularischen Visums für Ausländer bei 
der Genehmigung des „questore" für gewisse 
Erzeugnisse (T.U. des lois de S.P., Art. 127, Ab- 
satz 2 letzter Satz). 

Artikel 5 

Schreibt ein Mitgliedstaat die Mitgliedschaft in 
einer berufsständischen Organisation vor oder wird 
eine solche Organisation durch Rechts- oder Ver- 
waltungsverordnungen geschaffen oder wird ihr 
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Funktionieren durch solche Verordnungen geregelt, 
so nimmt der betreffende Staat die Einschreibung 
der Angehörigen der fünf anderen Mitgliedstaaten 
vor, für die das Niederlassungsrecht gilt. 

Durch diese Einschreibung werden den Betreffen- 
den die gleichen Rechte eingeräumt wie den In- 
ländern. 

Ein Mitgliedstaat kann jedoch seinen Angehöri- 
gen das passive Wahlrecht für die Leitungsorgane 
dieser Organisation Vorbehalten, wenn nach seiner 
Rechtsprechung diese Tätigkeiten mit der Ausübung 
öffentlicher Gewalt verbunden sind. 

Im Großherzogtum Luxemburg verleiht die Mit- 
gliedschaft in der Handelskammer oder in der Hand- 
werkskammer nicht das Recht auf Teilnahme an der 
Wahl der Verwaltungsorgane. 

Artikel 6 

Die Mitgliedstaaten gewähren keine Beihilfen an 
ihre Staatsangehörigen, die sich zur Ausübung der 
in Artikel 2 genannten Tätigkeiten in einen anderen 
Mitgliedstaat begeben, sofern durch diese Beihilfen 
die Niederlassungsbedingungen verfälscht werden. 
Dies gilt unbeschadet der Anwendung der Ar- 
tikel 92 ff. des Vertrages. 

Artikel 7 

Wird in dem Aufnahmeland für den Berufszugang 
ein Zuverlässigkeitsnachweis von den eigenen 
Staatsangehörigen verlangt, so nimmt dieser Staat 
von den Staatsangehörigen der anderen Mitglied- 
staaten als ausreichenden Nachweis die Vorlage 
eines Strafregisterauszuges oder gleichwertigen 
Dokuments an. Sofern von dem Inländer ein Nach- 
weis gefordert wird, daß er nicht in Konkurs geraten 


ist, genügt für die Begünstigten dieser Richtlinie die 
Vorlage eines gleichwertigen Dokuments. 

Diese Bescheinigungen, von den Behörden des 
Herkunftslandes ausgestellt, sind gültig, wenn sie 
vor nicht mehr als drei Monaten ausgestellt sind. 

Artikel 8 

1. Jeder Mitgliedstaat befreit die Arbeitnehmer 
von jeder Arbeitserlaubnis, die ihren ständigen 
Wohnsitz in einem anderen Mitgliedstaat haben und 
für Rechnung oder in Begleitung ihres durch diese 
Richtlinie begünstigten Arbeitgebers vorübergehend 
Dienstleistungen der in Artikel 2 genannten Berufs- 
tätigkeiten im Empfangsland erbringen. Er beseitigt 
ferner auch für sie zur Durchführung der Dienst- 
leistungen diejenigen Behinderungen, die durch 
diese Richtlinie zugunsten ihrer Arbeitgeber aufge- 
hoben werden. 

2. Bei Anwendung des Absatzes 1 ist eine Tätig- 
keit des Arbeitnehmers vorübergehend, wenn sie 
drei aufeinanderfolgende Monate oder 120 Tage 
innerhalb eines Zeitraums von 12 Monaten nicht 
übersteigt. 

Artikel 9 

Die Mitgliedstaaten führen bis zum 1. Januar 1964 
die zur Anwendung dieser Richtlinie erforderlichen 
Maßnahmen durch und unterrichten binnen Monats- 
frist die Kommission über deren Inhalt. 


Artikel 10 

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten ge- 
richtet. 


Brüssel, den 


Für den Rat 
Der Präsident 


Anmerkung : Gemäß Artikel 191 erhalten die Richtlinien Rechtskraft durch ihre Notifizierung an die Empfänger. 
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Anhang zu Artikel 2 Nummer 1 Absatz 2 

Liste der durch die Richtlinie erfaßten Berufstätigkeiten, aufgestellt nach dem 
Systematischen Verzeichnis der Industrien in den Europäischen Gemeinschaften 
(N. L C. E.): 

Klasse Gruppe 

23 Textilgewerbe 

232 Verarbeitung von textilen Grundstoffen auf Wollbearbeitungs- 
maschinen 

233 Verarbeitung von textilen Grundstoffen auf Baumwollbearbei- 
tungsmaschinen 

234 Verarbeitung von textilen Grundstoffen auf Seidenbearbei- 
tungsmaschinen 

235 Verarbeitung von textilen Grundstoffen auf Leinen- und Hanf- 
bearbeitungsmaschinen 

236 Sonstige Textilfaserindustrie (Jute, Hartfaser usw.), Seilerei 

237 Wirkerei und Strickerei 

238 Textilveredelung 

239 Sonstiges Textilgewerbe 

24 Herstellung von Schuhen, Bekleidung und Bettwaren 

241 Serienfertigung von Schuhen (außer Gummi- und Hoizschuhen) 

242 Schuhreparatur und Maßschuhmacherei 

243 Herstellung von Bekleidung und Wäsche (außer Pelzwaren) 

244 Herstellung von Bettwaren, Dekorateurgewerbe 

245 Pelz- und Pelzwarenherstellung 

25 Holz- und Korkverarbeitung (außer Holzmöbelherstellung) 

251 Sägerei und Holzbearbeitung 

252 Herstellung von Halbwaren aus Holz 

253 Serienherstellung von Bauelementen aus Holz und von Parkett 

254 Herstellung von Verpackungsmitteln aus Holz 

255 Herstellung von sonstigen Holzwaren (außer Möbeln) 

259 Herstellung von Stroh-, Korb-, Kork-, Flecht- und Bürstenwaren 

26 260 Herstellung von Holzmöbeln 

27 Papier- und Pappenerzeugung und -Verarbeitung 

271 Herstellung von Holzschliff und Zellstoff, Papier und Pappe 

272 Herstellung von Papier- und Pappewaren 

28 280 Druckerei, Verlags- und verwandte Gewerbe 

29 Herstellung von Leder und Lederwaren 

291 Herstellung von Leder (Gerberei und Zurichterei) 

292 Herstellung von Lederwaren 

aus 30 Gummi- und Kunststoffverarbeitung, Chemiefaserindustrie, 

Stärkeindustrie 

301 Gummi- und Asbestverarbeitung - 

302 Kunststoffverarbeitung 

303 Chemiefasererzeugung 

aus 31 Herstellung chemischer Erzeugnisse 

311 Herstellung chemischer Grundstoffe und Herstellung dieser 

Erzeugnisse mit anschließender Weiterverarbeitung 
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Klasse Gruppe 
noch 

aus 31 312 


313 


32 320 

33 

331 

332 

333 

334 

335 
339 

34 

341 

342 

343 

344 

345 

35 


351 

352 

353 

354 

355 
359 

36 

361 

362 

363 

364 

365 

366 


367 

368 

369 


Spezialisierte Herstellung von chemischen Erzeugnissen, vor- 
wiegend für gewerbliche und landwirtschaftliche Verwendung 

(hier hinzuzufügen die Herstellung von Fetten und Industrie- 
ölen pflanzlicher und tierischer Herkunft [in Gruppe 312 CITl 
enthalten]) 

Spezialisierte Herstellung von chemischen Erzeugnissen, vor- 
wiegend für privaten Verbrauch und für Verwaltungen 

(hier zu streichen die Herstellung von medizinischen und phar- 
mazeutischen Erzeugnissen [aus Gruppe 319 CITIj) 

Mineralölverarbeitung 

Herstellung von Erzeugnissen aus Steinen und Erden 
Herstellung und Verarbeitung von Glas 

Ziegeleien 

Herstellung und Verarbeitung von Glas 

Herstellung von Steinzeug, Feinkeramik und feuerfesten 
Erzeugnissen 

Herstellung von Zement, Verarbeitung von Kalkstein und 
Gipsstein 

Herstellung von Baustoffen aus Beton und Gips sowie von 
Asbestzementwaren 

Be- und Verarbeitung von Natursteinen sowie Herstellung 
sonstiger nicht-metallischer Mineralerzeugnisse 

Eisen- und Metallerzeugung und -bearbeitung 

Eisen und Stahl erzeugende Industrie (gemäß dem EGKS- 
Vertrag, einschließlich Hüttenkokereien) 
Stahlröhrenerzeugung 
Ziehereien und Kaltwalzwerke 

Erzeugung und erste Verarbeitung von NE-Metallen 
Gießereien 

Herstellung von Metallerzeugnissen (außer Maschinen und 
Fahrzeugen) 

Schmiede-, Preß- und Hammerwerke 
Stahlverformung und Oberflächenveredlung 
Herstellung von Stahl und Leichtmetallkonstruktionen 
Kessel- und Behälterbau 
EBM-Waren Herstellung 
Verschiedene Mechanikerbetriebe 

Maschinenbau 

Herstellung von landwirtschaftlichen Maschinen und Acker- 
schleppern 

Herstellung von Büromaschinen 

Herstellung von Metallbearbeitungsmaschinen, Vorrichtungen 
für Maschinen und Maschinenwerkzeugen 
Herstellung von Textilmaschinen und Zubehör sowie Näh- 
maschinen 

Herstellung von Maschinen und Apparaten für die Nahrungs- 
und Genußmittelindustrie, chemische und verwandte Industrien 
Herstellung von Hütten- und Walzwerkseinrichtungen, Berg- 
werksmaschinen, Gießereimaschinen, Baumaschinen, Hebe- 
zeugen und Fördermitteln 

Herstellung von Zahnrädern, Getrieben, Wälzlagern und son- 
stigen Antriebselementen 

Herstellung von Maschinen für weitere bestimmte Industrie- 
zweige 

Herstellung von sonstigen Maschinenbauerzeugnissen 


g Sowohl die Herstellung von Margarine als auch die von Speisefetten ist sowohl nach 
der NICE- (Gruppe 200) als auch nach der CITI-Nomenklatur (Teil der Gruppe 209) 
Teil der Nahrungsmiittelindustrie (Anlage II der Allgemeinen Programme). 
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Klasse Gruppe 

37 370 Elektrotechnische Industrie 

371 Herstellung von isolierten Elektrokabeln, -leitungen und 
-drahten 

372 Herstellung von Elektromotoren, -generatoren und -trans- 
formatoren sowie von Schalt- und Installationsgeräten 

373 Herstellung von gewerblichen Elektro-Geräten, -Einrichtungen 
und -Ausrüstungen 

374 Bau von Fernmeldegeräten, Herstellung von Zählern, Meß- 
und Regelgeräten und elektromedizinischen u. ä. Geräten 

375 Herstellung von Rundfunk- und Fernsehempfängern, elektro- 
akustischen Geräten und Einrichtungen sowie von elektro- 
nischen Geräten und Anlagen 

376 Herstellung von Elektro-Haushaltsgeräten 

377 Herstellung von Lampen und Beleuchtungsartikeln 

378 Herstellung von Batterien und Akkumulatoren 

379 Reparatur, Montage und technische Installation von elektro- 
technischen Erzeugnissen *) 

aus 38 Fahrzeugbau 

383 Bau von Kraftwagen und deren Einzelteilen 

384 Kraftfahrzeug- und Fahrradreparaturwerkstätten 

385 Herstellung von Kraft- und Fahrrädern und deren Einzelteilen 

389 Sonstiger Fahrzeugbau 

39 Feinmechanik und Optik sowie sonstige verarbeitende Gewerbe 

391 Herstellung von feinmechanischen Erzeugnissen 

392 Herstellung von medizinmechanischen und orthopädiemecha- 
nischen Erzeugnissen (außer orthopädischem Schuhwerk) 

393 Herstellung optischer und fotografischer Geräte 

394 Herstellung und Reparatur von Uhren 

395 Herstellung von Schmuck- und Goldschmiedewaren, Bearbei- 
tung von Edelsteinen 

396 Herstellung und Reparatur von Musikinstrumenten 

397 Herstellung von Spiel- und Sportwaren 

399 Sonstige Zweige des be- und verarbeitenden Gewerbes 

40 400 Allgemeines Baugewerbe (ohne ausgeprägten Schwerpunkt) 

und Abbnichgewerbe 

401 Rohbaugewerbe 

402 Tiefbau 

403 Bauinstallation 

404 Ausbaugewerbe 


*) die Bauinstallation l&t in 403 eingeordnet 
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Vorschlag einer Richtlinie des Rates 
über die Einzelheiten der Ubergangsmaßnahmen auf dem Gebiet 
der selbständigen Berufstätigkeiten der verarbeitenden Gewer- 
be der Hauptgruppen 23 — 40 der CITI (Industrie und Handwerk) 

(Vorlage der Kommission an den Rat) 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
WIRTSCHAFTSGEMEINSCHAFT ^ 

gestützt auf den Vertrag, insbesondere die Arti- 
kel 54 Absatz 2 und Artikel 63 Absatz 2, 

gestützt auf das Allgemeine Programm für die 
Aufhebung der Beschränkungen der Niederlassungs- 
freiheit, insbesondere dessen Abschnitt V Absatz 2 
und 3, 

gestützt auf das Allgemeine Programm für die 
Aufhebung der Beschränkungen des freien Dienst- 
leistungsverkehrs, insbesondere dessen Abschnitt VI 
Absatz 2 und 3, 

auf den Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial- 
ausschusses, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments 
und 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die Allgemeinen Programme sehen nicht nur die 
Aufhebung der Beschränkungen vor, sondern auch 
die Notwendigkeit der Prüfung, ob vor, gleichzeitig 
mit oder nach der Aufhebung der Beschränkungen 
eine gegenseitige Anerkennung der Diplome, Prü- 
fungszeugnisse oder sonstigen Befähigungsnach- 
weise sowie eine Koordinierung der Rechts- und 
Verwaltungsvorschriften über die Aufnahme und 
die Ausübung der Tätigkeiten erforderlich ist. Ge- 
gebenenfalls sollen bis zur Anerkennung oder Koor- 
dinierung Ubergangsmaßnahmen getroffen werden. 

Im Bereich der Berufstätigkeiten der verarbeiten- 
den Gewerbe der Industrie und des Handwerks sind 
nicht in allen Mitgliedstaaten Bedingungen für den 
Zugang zu diesen Berufen und ihre Ausübung auf- 
gestellt worden. Schon die Definition des Hand- 
werks und damit die Abgrenzung zur Industrie ist in 
jedem Mitgliedstaat unterschiedlich. Darüber hinaus 
gelten gerade für den Berufszugang zu den hand- 
werklichen Tätigkeiten teils Gewerbefreiheit teils 
strenge, von einem Befähigungsnachweis abhängige 
Zulassungsvorschriften. 

Schon bei der Genehmigung der Allgemeinen 
Programme hat der Rat festgestellt, daß sich beim 
Handwerk in bezug auf eine Koordinierung oder 
Anerkennung Probleme ergeben, deren Lösung eine 
gründliche Vorbereitung erfordern. 


Eine Koordinierung oder Anerkennung gleich- 
zeitig mit der Aufhebung der Beschränkungen ist 
daher nicht möglich. 

Es erscheint dennoch erwünscht, die Verwirk- 
lichung des Niederlassungsrechts und des freien 
Dienstleistungsverkehrs in den genannten Berufs- 
tätigkeiten durch Ubergangsmaßnahmen zu erleich- 
tern, für die eine Ermächtigung in den Allgemeinen 
Programmen gegeben ist; damit soll insbesondere 
das Fehlen von Regelungen in einigen Mitglied- 
staaten berücksichtigt und vermieden werden, daß 
die Angehörigen jener Staaten ungewöhnlich be- 
hindert werden, in denen der Zugang zu diesen 
Berufen von keinen Bedingungen abhängt; schließ- 
lich soll dadurch auch eine einseitige Herstellung 
der Niederlassungs- und Dienstleistungsfreiheit ge- 
genüber jenen Staaten vermieden werden, in denen 
keine gesetzliche Regelung besteht, da sich dies 
zugunsten von Personen auswirken würde, üie nicht 
imstande waren, die in ihrem Herkunftsland be- 
stehenden Zugangs- und Ausübungsbedingungen zu 
erfüllen. 

Zur Vermeidung dieser Folgen müssen die Uber- 
gangsmaßnahmen folgendes bestimmen: 

— die Aufnahmestaaten, in denen eine Zugangs- 
regelung für die genannten Berufstätigkeiten be- 
steht, erkennen die tatsächliche Ausübung des 
Berufs im Herkunftsland während einer ange- 
messenen und nicht zu weit zurückliegenden 
Zeitspanne als ausreichende Bedingung an; da- 
durch soll gewährleistet werden, daß der Be- 
günstigte ebenso große berufliche Kenntnisse 
hat wie sie von den eigenen Staatsangehörigen 
verlangt werden; 

— der Staat, der den Zugang zu den genannten 
Berufstätigkeiten nicht regelt, wird gegebenen- 
falls ermächtigt, von den Angehörigen der ande- 
ren Mitgliedstaaten einen Nachweis darüber zu 
verlangen, daß sie zur Ausübung der Berufs- 
tätigkeit im Herkunftsland befähigt sind. 

Unter dem letzteren Aspekt können die Uber- 
gangsmaßnahmen jedoch nur mit großer Vorsicht 
getroffen werden, da sie teilweise der Aufhebung 
der Beschränkungen entgegenstehen und deshalb — 
sollten sie allgemein festgelegt werden — den 
freien Verkehr behindern könnten; sie sollten daher 
nach Zeit- und Anwendungsbereich beschränkt wer- 
den; um die Beachtung der Interessen der Gemein- 
schaft und der Mitgliedstaaten zu gewährleisten. 
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sollte die Kommission damit betraut werden, die 
Anwendung der Schutzmaßnahmen zu genehmigen, 
so wie dies vom Vertrag allgemein für die Hand- 
habung dieser Maßnahmen vorgesehen ist. 

Die in dieser Richtlinie vorgesehenen Maßnahmen 
verlieren ihre Daseinsberechtigung, wenn die Ko- 
ordinierung der Bedingungen für den Zugang und 
die Ausübung sowie die gegenseitige Anerkennung 
von Diplomen, Prüfungszeugnissen und sonstigen 
Befähigungsnachweisen verwirklicht sind; sie müs- 
sen in jedem Falle bei Ablauf der Übergangsperiode 
aufgehoben werden, da sie nach diesem Zeitpunkt 
nicht an die Stelle der Verpflichtung zum Erlaß der 
im Vertrag ausdrücklich vorgesehenen Maßnahmen 
treten können, wie die Koordinierung der einzel- 
staatlichen Regelungen und die gegenseitige Aner- 
kennung der Nachweise, die in jedem Lande Vor- 
aussetzung für den Zugang und die Ausübung sind, 
soweit sich dies für die Erleichterung des Zugangs 
und der Ausübung als notwendig erweist — 


HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 


Artikel 1 

1. Die Mitgliedstaaten treffen unter den angege- 
benen Bedingungen die nachstehend genannten 
Übergangsmaßnahmen bezüglich der Niederlassung 
der In Abschnitt I der Allgemeinen Programme auf- 
geführten natürlichen Personen und Gesellschaften 
— nachstehend Begünstigte genannt — auf ihrem 
Staatsgebiet und bezüglich der Dienstleistungen die- 
ser Presonen und Gesellschaften im Bereich der 
selbständigen Berufstätigkeiten der verarbeitenden 
Gewerbe. 

2. Die betroffenen Berufstätigkeiten entsprechen 

denen, die in den Richtlinien des Rates vom 

über die Aufhebung der diskriminierenden Be- 
schränkungen aufgeführt sind. 

Artikel 2 

Die Mitgliedstaaten, in denen Qualifikationsan- 
forderungen für den Zugang und die Ausübung 
eines der in Artikel 1 Absatz 2 genannten Gewerbe 
bestehen, sorgen dafür, daß einem Begünstigten 
noch vor der Niederlassung oder der vorübergehen- 
den Aufnahme des Berufs auf Anfrage eine Aus- 
kunft erteilt wird, unter welche Regelung die von 
ihm vorgesehene Art des Betriebes fallen würde. 

Artikel 3 

Wenn die Erteilung einer ausnahmsweisen Zulas- 
sung durch Rechts- oder Verwaltungsvorschriften 
oder die Verwaltungspraxis auf bestimmte Perso- 
nengruppen oder Tatbestände beschränkt ist, stel- 
len die Mitgliedstaaten sicher, daß die in Artikel 1 
Absatz 1 genannten Begünstigten diesen Personen- 
gruppen oder Tatbeständen gleichgestellt werden 
und hinsichtlich der gewerblichen Zulassung die 
gleiche Behandlung wie diese erfahren. 


Artikel 4 

1. Ist in einem Mitgliedstaat der Zugang zu einer 
der in Artikel 1 genannten Tätigkeiten oder ihre 
Ausübung von dem Besitz allgemeiner, kaufmän- 
nischer oder fachlicher Kenntnisse und Fertigkeiten 
abhängig, so erkennt dieser Mitgliedstaat als aus- 
reichenden Nachweis dieser Kenntnisse die tatsäch- 
liche Ausübung der betreffenden Tätigkeit in einem 
anderen Mitgliedstaat in folgenden Fällen an: 

a) die fünfjährige Ausübung als Selbständiger oder 
in leitender Tätigkeit, 

b) die dreijährige Ausübung als Selbständiger oder 
in leitender Tätigkeit, wenn der Begünstigte in 
dem betreffenden Beruf eine mindestens drei- 
jährige Ausbildung nachweisen kann, die durch 
ein staatlich anerkanntes Zeugnis bestätigt wird 
oder die von einer Berufskammer als vollwertig 
anerkannt wird. 

2. Eine leitende Tätigkeit im Sinne des Absat- 
zes 1 a) übt aus, wer in einem Betriebe des fachlich 
entsprechenden Gewerbes tätig war als: 

a) Leiter des Unternehmens oder einer Zweignie- 
derlassung, wenn die Tätigkeit in der techni- 
schen Leitung bestand. 

b) Stellvertreter des Leiters des LInternehmens, 
wenn mit dieser Stellung eine Verantwortung 
verbunden ist, die der des vertretenen Unter- 
nehmers oder Leiters entspricht. 

Artikel 5 

Zur Anwendung von Artikel 4: 

1. unterrichten die Mitgliedstaaten, in denen der 
Berufszugang zu einem der in Artikel 1 genannten 
Berufe von einem Befähigungsnachweis abhängig 
ist, mit Hilfe der Kommission die übrigen Mitglied- 
staaten Über die wesentlichen Berufsmerkmale (Tä- 
tigkeitsbeschreibung dieser Berufe); 

2. bestätigt die hierzu vom Herkunftsland bezeich- 
nete zuständige Stelle, welche Berufstätigkeiten der 
Begünstigte tatsächlich ausgeübt hat, und deren 
Zeitdauer. Die Bestätigung ist auf das von dem 
Mitgliedstaat mitgeteilte Berufsbild, in dem der Be- 
günstigte den Beruf ständig oder vorübergehend 
ausüben will, abgestellt; 

• 

3. erteilt das Gastland auf Antrag die Erlaubnis 
zur Ausübung dieser Tätigkeit, wenn die nachge- 
wiesene Tätigkeit mit den wesentlichen Punkten 
des nach Absatz 1 mitgeteilten Berufsbildes über- 
einstimmt und etwaige sonstige gesetzliche Bedin- 
gungen erfüllt sind. 

Artikel 6 

1. Ist in einem Mitgliedstaat der Zugang zu einer 
der in Artikel 1 genannten Berufe oder ihre Aus- 
übung nicht vom Besitz bestimmter Kenntnisse und 
Tätigkeiten abhängig und muß dieser Mitgliedstaat 
in Ausführung der Richtlinien des Rates vom 
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die bestehenden diskriminatorischen Beschränkun- 
gen beseitigen, so kann er auf Antrag von der Kom- 
mission ermächtigt werden, für eine beschränkte 
Zeit für eine oder mehrere Tätigkeiten von dem 
Angehörigen anderer Mitgliedstaaten, die diese 
Tätigkeiten auf seinem Hoheitsgebiet ausüben wol- 
len, den Nachweis darüber zu verlangen, daß sie 
für die Ausführung dieser Tätigkeiten im Herkunfts- 
land befähigt sind. Die Kommission legt die Bedin- 
gungen und Anwendungsmodalitäten dieser Ermäch- 
td^ng fest, insbesondere die Dauer ihrer Gültigkeit. 

Von dieser Ermächtigung kann nicht gegenüber 
Personen Gebrauch gemacht werden, in deren Her- 
kunftsland für den Zugang zu den genannten Tätig- 
keiten kein Nachweis bestimmter Kenntnisse er- 
forderlich ist. 

2. Im Falle der Anwendung von Absatz 1 erteilt 
der Mitgliedstaat die Erlaubnis zur Berufsausübung 
auf einfache Vorlage einer Bescheinigung, in der die 
vom Herkunftsland dazu benannte Stelle die Befä- 
higung zur Ausübung der betreffenden Tätigkeit in 
diesem Land bestätigt. 


Artikel 7 

Die in Artikel 4 vorgesehenen Maßnahmen blei- 
ben während der Übergangszeit bis zum Erlaß von 
Vorschriften über die Koordinierung der einzel- 
staatlichen Bestimmungen für den Zugang zu Beru- 
fen und ihre Ausübung sowie über die gegenseitige 
Anerkennung von Befähigungsnachweisen in Kraft. 

Die Ermächtigung zu den in Artikel 6 vorgesehe- 
nen Maßnahmen kann nicht über den im vorigen 
Absatz genannten Zeitraum hinaus erteilt werden. 


Artikel 8 

Die Mitgliedstaaten unterrichten sich gegenseitig 
über die Steilen, die zur Ausstellung der in Arti- 
kel 5 Absatz 2 und Artikel 6 Absatz 2 vorgesehenen 
Bescheinigungen befugt sind, und übermitteln der 
Kommission die Liste dieser Stellen. 

Die Liste der zur Zeit zuständigen Stellen ist im 
Anhang enthalten. Sie wird an Hand der Anga- 
ben der Mitgliedstaaten regelmäßig auf den neue- 
sten Stand gebracht, und die Änderungen werden 
von der Kommission im Amtsblatt der Gemeinschaf- 
ten veröffentlicht. 

Artikel 9 

Die Mitgliedstaaten treffen zur Anwendung die- 
ser Richtlinie vor dem 1. Januar 1964 die erforder- 
lichen Maßnahmen und setzen die Kommission hier- 
von binnen einem Monat in Kenntnis. 

Artikel 10 

Will ein Mdtgliedstaat nach Bekanntmachung die- 
ser Richtlinie Rechts- oder Verwaltungsvorschriften 
über den Zugang zu den genannten Tätigkeiten ein- 
führen oder wesentlich ändern, so sieht er Durch- 
führungsmaßnahmen zu dieser Richtlinie zugunsten 
der Angehörigen der anderen Mitgliedstaaten vor. 

Ferner teilt er den Entwurf rechtzeitig der Kom- 
mission mit, damit diese dazu Stellung nehmen 
kann. 

Artikel 11 

Diese Richtlinie ist an alle Mitgliedstaaten ge- 
richtet. 


Brüssel, den 


Für den Rat 
Der Präsident 


Anmerkung: Gemäß Artikel 191 des Vertrages treten die Richtlinien mit ihrer Bekanntgabe an die Mitglied- 
staaten in Kraft. 
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Anhang (zu Artikel 8) 


Zuständig für die Erteilung einer Bescheinigung der 
selbständigen Tätigkeit sind gegenwärtig: 


a) in Belgien 

— für einen auf Grund des Gesetzes vom 24. De- 
zember 1958 geregelten Beruf gemäß Arti- 
kel 11 dieses Gesetzes: die Chambre des Me- 
tiers et Negoces der Provinz, in der der Be- 
ruf ausgeübt wird; 

— für einen nicht reglementierten Beruf: die 
örtlichen Verwaltungsbehörden; 


b) in der Bundesrepublik Deutschland 

— für den gewerblichen Bereich mit Ausnahme 
des Handwerks: die Industrie- und Handels- 
kammern; 

— für den handwerklichen Bereich: die Hand- 
werkskammern; 


c) in Frankreich 

— für Berufstätigkeiten der Handwerksliste: 
les chambres de metiers; 

— • für Industrielle: les chambres de commerce 
et de rindustrie; 


d) in Italien 

— camere di commercio, deH'industria o dell' 
agricoltura; 


e) in den Niederlanden 

— Karners voor Koophandel en Fabrieken; 


f) in Luxemburg 

— für Handwerker: les chambres des metiers ; 

— für Industrielle: les chambres de commerce. 
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Vorschlag einer Richtlinie des Rates 
über die Einzelheiten zur Verwirklichung der Niederlassungs- 
freiheit und des freien Dienstleistungsverkehrs für selbständige 
Berufstätigkeiten des Bergbaus und der Gewinnung von Steinen 
und Erden (Hauptgruppen 11 bis 19 CITI) 

(Artikel 54 Absatz 2 und Artikel 63 Absatz 2 des Vertrages) 

(Vorlage der Kommission an den Rat) 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
WIRTSCHAFTSGEMEINSCHAFT — 

gestützt auf den Vertrag, insbesondere auf die 
Artikel 54 Absatz 2 und 3, Artikel 63 Absatz 2 
und 3, 

gestützt auf das Allgemeine Programm zur Auf- 
hebung der Beschränkungen der Niederlassungs- 
freiheit, insbesondere dessen Abschnitt IV — A, 

gestützt auf das Allgemeine Programm zur Auf- 
hebung der Beschränkungen des freien Dienst- 
leistungsverkehrs, insbesondere dessen Abschnitt 
V — C, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die Allgemeinen Programme sehen die Herstel- 
lung der Niederlassungsfreiheit und des freien 
Dienstleistungsverkehrs im Bergbau und in der Ge- 
winnung von Steinen und Erden vor Ablauf des 
zweiten Jahres der zweiten Stufe vor. Es handelt 
sich in diesem Falle um die Aufnahme und Aus- 
übung von Tätigkeiten der Mineralproduktion. Die 
entsprechenden Großhandelstätigkeiten werden in 
einer gesonderten Richtlinie liberalisiert, die auf 
sämtliche Großhandelstätigkeiten Anwendung fin- 
det, wobei allerdings der Kohlengroßhandel zu- 
nächst ausgeklammert ist. 

Seit der Annahme der Allgemeinen Programme 
wurde unter der Bezeichnung „Systematisches Ver- 
zeichnis der Industrien in den Europäischen Gemein- 
schaften" (N.I.C.E.) für die EWG eine eigene No- 
menklatur der industriellen Tätigkeiten erstellt. 
Diese Nomenklatur, in der die entsprechenden na- 
tionalen Nomenklaturstellen aufgeführt werden, 
verwendet dieselbe Dezimalklassifikation wie die 
C.I.T.I. -Nomenklatur, ist jedoch besser auf die Be- 
dürfnisse der Mitgliedstaaten der Gemeinschaft ab- 
gestimmt. Sie sollte daher für die Klassifizierung 
der zu liberalisierenden Tätigkeiten übernommen 
werden, wenn eine Richtlinie zahlreiche Tätigkeiten 
betrifft, die zur leichteren Durchführung dieser 
Richtlinie näher bestimmt werden müssen, sofern 
der in dem Allgemeinen Programm festgelegte und 


auf der C.I.T.I. -Nomenklatur aufbauende Zeitplan 
dadurch nicht geändert wird. Im vorliegenden Falle 
kann sich die Verwendung der N.I.C.E. -Systematik 
nicht in dieser Weise auswirken. 

Der Vertrag über die Gründung der Europäischen 
Gemeinschaft für Kohle und Stahl enthält keine 
Vorschriften über die Liberalisierung des Nieder- 
lassungsrechts und des freien Dienstleistungsver- 
kehrs. Die Liberalisierung der in dieser Richtlinie 
behandelten Tätigkeiten fällt daher ohne Ausnahme 
unter den Vertrag zur Gründung der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft. 

Der freie Dienstleistungsverkehr der in den ge- 
nannten Gewerbezweigen selbständig Tätigen be- 
dingt, sobald damit ein Ortswechsel in das Land 
des Empfängers verbunden ist, die Beseitigung aller 
Behinderungen sowohl zugunsten der Leistungs- 
erbringer selbst wie auch zugunsten ihrer Arbeit- 
nehmer, die sie begleiten oder für ihre Rechnung 
tätig werden. Diese Arbeitnehmer behalten, zumin- 
dest, wenn sie sich nur vorübergehend im Lande 
des Leistungsempfängers aufhalten, ihre wirtschaft- 
lichen und rechtlichen Bindungen mit dem Lande 
ihres Arbeitgebers; sie können daher schon jetzt 
von der Verpflichtung, eine Arbeitserlaubnis zu be- 
sitzen, auch in den Ländern befreit werden, wo eine 
Arbeitserlaubnis noch für unselbständige Arbeit- 
nehmer fortbesteht — 

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die Mitgliedstaaten heben zugunsten der in den 
Abschnitten I der Allgemeinen Programme zur Auf- 
hebung der Beschränkungen der Niederlassungsfrei- 
heit und des freien Dienstleistungsverkehrs aufge- 
führten natürlichen Personen und Gesellschaften — 
im folgenden Begünstigte genannt — alle in Ab- 
schnitt III der Programme genannten Beschränkun- 
gen für die Aufnahme und Ausübung von in Arti- 
kel 2 beschriebenen Tätigkeiten auf. 

Artikel 2 

1. Die Bestimmungen dieser Richtlinie gelten für 
die in Anlage I zum Allgemeinen Programm zur 
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Aufhebung der Beschränkungen der Niederlassungs- ’ 
freiheit in den Hauptgruppen 11-19 aufgeführten 
selbständigen Berufstätigkeiten des Bergbaus und I 
der Gewinnung von Steinen und Erden. 

Diese Tätigkeiten entsprechen den in den Klassen | 
11 — ^19 des Systematischen Verzeichnisses der In- ! 
dustrien in den Europäischen Gemeinschaften 
(N.I.C.E.) aufgeführten Berufstätigkeiten. Dieses 
Verzeichnis berücksichtigt die strukturellen Beson- 
derheiten des Bergbaus und der Gewinnung von 
Steinen und Erden in Europa. Die Mitgliedstaaten 
richten sich nach diesem Schema für die Einordnung 
der einzelnen Tätigkeiten, außer, wenn dies dem im 
Allgemeinen Programm festgelegten Zeitplan wi- 
derspricht. 

i 

2. Diese Tätigkeiten haben die Gewinnung von | 
Mineralien zum Gegenstand, die entweder als feste j 
oder als flüssige Stoffe oder als Gase in der Natur 
Vorkommen. Untertage- und übertagebau, Stein- | 
brüche und Erdölförderung sowie alle zusätzlichen l 
Arbeitsgänge zur Aufbereitung und Anreicherung | 
von Erzen und anderen Rohmineralien, wie Brechen, I 
Zerkleinern, Waschen, Reinigen und Sortieren, ge- ; 
hören zu diesem Zweig, wenn sie von einem Unter- 
nehmen angeführt werden, das als Haupttätigkeit 
die Förderung von Mineralien betreibt. Zu diesem 
Zweig gehören ferner das Schürfen nach Mineralien 
und die Vorbereitung des Terrains zur Gewinnung | 
von Mineralien. : 

Artikel 3 1 

Gemäß den Allgemeinen Programmen findet diese 
Richtlinie bei der Erdöl- und Erdgasgewinnung 
keine Anwendung auf die technische Tätigkeit des 
Schürfens und Bohrens, soweit säe nicht von dem 
Konzessionsinhaber durchgeführt wird. 

Artikel 4 

1. Die Mitgliedstaaten haben insbesondere die Be- 
schränkungen zu beseitigen, 

a) welche die Begünstigten daran hindern, sich un- 
ter den gleichen Bedingungen und mit den glei- 
chen Rechten wie Inländer im Empfangsland nie- 
derzulassen oder dort Dienstleistungen zu er- 
bringen, 

b) welche darauf hinauslaufen, daß die Begünstig- 
ten auf Grund einer Verwaltungspraxis anders 
als Inländer behandelt werden, 

c) welche die Begünstigten durch Vorschriften oder 
Praktiken beim Erwerb von Konzessionen oder 
Genehmigungen ausschließen, beschränken oder 
allein für sie von bestimmten Voraussetzungen 
abhängig machen, 

d) welche die Begünstigten daran hindern, eine Tä- 
tigkeit in Berufsverbänden auszuüben. 

2. Zu den zu beseitigenden Beschränkungen gehö- 

ren insbesondere solche, die in den Bestimmungen 
enthalten sind, durch die eine Niederlassung oder 
Dienstleistung der Begünstigten in folgender Weise 
verboten oder beschränkt wird: j 


In Deutschland: 

durch das Erfordernis einer Reisegewerbekarte für 
das Aufsuchen von anderen Personen im Rahmen 
ihres Geschäftsbetriebes (GewO 55 d) in der Fas- 
sung vom 5. Februar 1960, Verordnung vom 30. No- 
vember 1960), 

— durch das Erfordernis einer besonderen Geneh- 
migung für ausländische juristische Personen 4ür 
den Erwerb von Bergwerkseigentum und selb- 
ständigen Abbaugerechtigkeiten sowie zum Be- 
trieb von Mineralgewinnungen (Preuß. Gesetz 
vom 23. 6. 1909 — Gesetzessammlung Seite 619); 

— durch das Erfordernis einer besonderen Geneh- 
migung bei dem Erwerb von Grundstücken durch 
Ausländer auf Grund einzelner Ländergesetze; 

— durch das Erfordernis einer besonderen Geneh- 
migung Jür den Gewerbebetrieb durch ausländi- 
sche juristische Personen gemäß § 12 Gewerbe- 
ordnung und § 292 Aktiengesetz. 

In Belgien: 

durch das Erfordernis einer carte professionelle 
[Arrete royal du 16 novembre 1939 (Moniteur beige 
des 27 et 28 novembre 1939), arrete du Regent du 
17 decembre 1945 et arrete ministeriel du 17 de- 
cembre 1945 (Moniteur beige du 19 decembre 1945)]. 

In Frankreich: 

durch das Erfordernis einer carte d'identite d'etran- 
ger commergant (Decret-loi du 12. 11. 1958, Decret 
du 2. 2. 1939) für die Ausübung des Bergbaus und 
der Gewinnung von Steinen und Erden, 

— durch das Erfordernis der französischen Staats- 
angehörigkeit für die Erteilung von Bergbau- 
rechtsamen für andere als feste mineralische 
Brennstoffe und Kalisalze: 

a) Handelt es sich um eine Aktiengesellschaft, 
so müssen der Vorsitzende des Verwaltung- 
rats, der Generaldirektor, die commissaires 
aux comptes (Rechnungsprüfer mit Aufsichts- 
ratsaufgaben) und mindestens zwei Drittel 
der Verwaltungsratsmitglieder Franzosen 
sein. 

b) Handelt es sich um eine Kommanditgesell- 
schaft aus Aktien, so müssen die Geschäfts- 
führer und zwei Drittel der Aufsichtsratsmit- 
glieder Franzosen sein. 

c) Handelt es sich um eine einfache Kommandit- 
gesellschaft, so müssen die Geschäftsführer 
und die persönlich haftenden Gesellschafter 
Franzosen sein. 

d) Handelt es sich um eine offene Handelsge- 
sellschaft, so müssen alle Gesellschafter Fran- 
zosen sein. 

e) Handelt es sich um eine Gesellschaft mit be- 
schränkter Haftung, so müssen die geschäfts- 
führendeii Gesellschafter und mindestens 
zwei Drittel der Mitglieder des Aufsichtsrats 
Franzosen sein. Besteht kein Aufsichtsrat, so 
müssen alle Gesellschafter Franzosen sein, 
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— durch das Erfordernis, daß die für die obenge- 
nannten Gesellschaften zeichnungsberechtigten 
Personen die französische Staatsangehörigkeit 
besitzen müssen, 

— ■ durch das Erfordernis, daß jede Handelsgesell- 
schaft, um Inhaber oder Pächter einer Lizenz sein 
zu können, nach französischem Recht gegründet 
sein muß, soweit nicht gegebenenfalls durch be- 
sonderes Dekret eine Ausnahme zugelassen wird 
(Dekret vom 6. 10. 1955 — Nr. 55—1349; Dekret 
vom 17. 7. 1956 — Nr. 56—715; Artikel 25 und 
folgende des Berggesetzes), 

— In Italien durch das Erfordernis der italienischen 
Staatsangehörigkeit für natürliche Personen und 
das Erfordernis des Sitzes in Italien für Gesell- 
schaften, um an der Versteigerung von Ausbeu- 
tungsrechten nach Erdöl und Erdgas teilnehmen 
zu können (Gesetz Nr. 6 vom 11. 1. 1957). 

Artikel 5 

Die Mitgliedstaaten gewähren keine Beihilfen an 
ihre Staatsangehörigen, die sich zur Ausübung der 
in Artikel 2 genannten Tätigkeiten in einen anderen 
Mitgliedstaat begeben, sofern durch diese Beihilfen 
die Niederlassungsbedingungen verfälscht werden. 
Dies gilt unbeschadet der Anwendung der Arti- 
kel 92 ff. des Vertrages. 

Artikel 6 

1. Wird in dem Aufnahmeland für den Berufszu- 
gang ein Zuverlässigkeitsnachweis von den eigenen 
Staatsangehörigen verlangt, so nimmt dieser Staat 
von den Staatsangehörigen der anderen Mitglied- 
staaten als ausreichenden Nachweis die Vorlage 
eines Strafregisterauszuges oder eines gleichwerti- 
gen Dokuments entgegen. 

Sofern von den Inländern gefordert wird, daß sie 
nicht in Konkurs geraten sind, genügt für die Be- 
günstigten die Vorlage eines gleichwertigen Doku- 
ments. 

Diese von den Behörden des Herkunftslandes aus- 
gestellten Bescheinigungen werden anerkannt, wenn 
bei Vorlage nicht mehr als drei Monate nach Aus- 
stellungsdatum verstrichen sind. 

2. Sofern die Erteilung einer Genehmigung vom 
Nachweis einer technischen Leistungsfähigkeit ab- 
hängt, wird das Aufnahmeland die Bescheinigung 
über im Herkunftsland ausgeführte Arbeiten als 

^ gleichwertig mit den im eigenen Lande ausgestell- 
ten Bescheinigungen ansehen. 


Das gleiche gilt für Bestätigungen öffentlicher 
Bankinstitute des Herkunftslandes über die finan- 
zielle Leistungsfähigkeit, soweit diese im Auf- 
nahmeland nachzuweisen ist. 

Artikel 7 

1. Jeder Mitgliedstaat befreit die Arbeitnehmer 
von jeder Arbeitserlaubnis, die ihren ständigen 
Wohnort in einem anderen Mitgliedstaat haben und 
für Rechnung ihres durch diese Richtlinie begünstig- 
ten Arbeitgebers vorübergehend Dienstleistungen 
im Empfangsland erbringen. 

Er beseitigt ferner auch für sie zur Erbringung der 
Dienstleistungen diejenigen Behinderungen, die 
durch diese Richtlinie zugunsten ihrer Arbeitgeber 
aufgehoben werden. 

2. Bei Anwendung des Absatzes 1 ist eine Tätig- 
keit des Arbeitnehmers vorübergehend, wenn sie 
einen Zeitraum von drei aufeinanderfolgenden Mo- 
naten oder eine Gesamtdauer von 120 Tagen inner- 
halb von 12 Monaten nicht übersteigt. 

3. Diese Richtlinie berührt nicht 

a) die Bestimmungen des Vertrages über die Grün- 
dung der Europäischen Gemeinschaft für Kohle 
und Stahl betreffend die anerkannten Kohle- und 
Stahlfacharbeiter, 

b) die Bestimmungen des Vertrages zur Gründung 
der Europäischen Atomgemeinschaft über den 
Zugang zu qualifizierten Beschäftigungen auf 
dem Kerngebiet und die Vorschriften zur Durch- 
führung dieser Verträge. 

4. Absatz 1 gilt jedoch für die in Absatz 3 genann- 
ten Arbeitnehmergruppen, soweit deren Rechtsstel- 
lung in den genannten Verträgen oder Vorschriften 
nicht geregelt ist. 

Artikel 8 

Die Mitgliedstaaten treffen die erforderlichen 
Maßnahmen, um ihre Rechts- und Verwaltungsvor- 
schriften sowie ihre Verwaltungspraktiken mit die- 
ser Richtlinie vor dem 1. Januar 1964 in Überein- 
stimmung zu bringen, und setzen die Kommission 
hiervon unverzüglich in Kenntnis. 

Artikel 9 

Diese Richtlinie ist an alle Mitgliedstaaten ge- 
richtet. 


Brüssel, den 


Für den Rat 
Der Präsident 


Anmerkung : Gemäß Artikel 191 erhalten die Richtlinien Rechtskraft durch ihre Notifizierung an die Empfänger. 
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Anlage zu Artikel 2 Absatz 1 Unterabsatz 2 


Liste der von der Richtlinie erfaßten Berufstätig- 
keiten; ihr liegt das Systematische Verzeichnis der 
Industrien in den europäischen Gemeinschaften 
(N. I. C. E.) zugrunde. 


Klasse 

Gruppe 


11 


Gewinnung und Bearbeitung 
fester Brennstoffe 


111 

Gewinnung und Bearbeitung 
von Steinkohle 


112 

Gewinnung und Bearbeitung 
von Braun- und Pechkohle 

12 


Erzbergbau 


121 

Eisenerzbergbau 


122 

Nichteisenerzbergbau und 

damit zusammenhängende 

Tätigkeiten 

13 

ex 130 

Erdöl- und Erdgasgewinnung 
(unter Anschluß des Schür- 
fens und Bohrens) 

14 

140 

Gewinnung von Baumaterial 
und feuerfesten und kerami- 
schen Erden 

19 

190 

Gewinnung von sonstigen 
Mineralien und von Torf 


15 



